INFORMATIONSPFLICHTEN  für Dienstleistungserbringer nach 
Dienstleistungsgesetz, 
Konsumentenschutzgesetz und 
Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz
Stand 5.6.2013


MUSTER

Erfüllung der Informationspflichten 
gemäß § 22  Dienstleistungsgesetz und 

gemäß § 5a Konsumentenschutzgesetz und

gemäß § 4 (1) Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz 
Hintergrundinformation:
Alle oben angeführten Gesetze enthalten Informationspflichten für Dienstleistungserbringer – also auch für ZT -  deren Nichterfüllung mit Strafdrohungen bis zu 3.000 Euro (Dienstleistungsgesetz) bzw 1.450 Euro (Konsumentenschutz-gesetz und Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz) bedroht ist. Während Dienstleistungsgesetz und Konsumentenschutzgesetz für alle Dienstleister anzuwenden sind, gibt es darüber hinaus Sonderregelungen für Verträge, die „bei gleichzeitiger Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers an einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum des Unternehmers ist“. Diese sind grundsätzlich im allgemeinen Teil des Musters eingearbeitet, zu beachten ist aber die angeführte zusätzliche Verpflichtung betreffend die Hinweise auf das bei diesen Verträgen bestehende Rücktrittsrecht. Nicht berücksichtigt wurden in diesem Muster die zusätzlichen Verpflichtungen für „Fernabsatzverträge“, weil diese auf ein für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- oder Dienstleistungssystem abstellen, das bei ZT wohl selten gegeben sein wird.
Um die Erfüllung aller Informationspflichten in einem zu ermöglichen, wurde das vorliegende Orientierungsmuster erstellt, dessen Verwendung die Informationspflichten nach allen drei Gesetzen abdecken soll. 

Zur Handhabung des Musters:

Die unten angeführten Aufzählungspunkte geben an, welche Informationen dem Auftraggeber konkret zur Verfügung zu stellen sind. Ihre individuellen Informationen sind bei allen angeführten Punkten, bei denen es keine allgemeingültigen Antworten gibt, zu ergänzen.

Nähere Erläuterungen und Anmerkungen sind im Schrägdruck und grau hinterlegt hervorgehoben – sie dienen zu Ihrer Information und sind bei Verwendung des Musters zu löschen
Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen sind die Informationen auf Papier oder, sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf einem anderen dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus gibt es keine konkreten Formvorgaben. Wichtig ist, dass die Informationen klar, verständlich und eindeutig sind und Sie sie rechtzeitig vor Abschluss des Vertrages oder, wenn kein schriftlicher Vertrag geschlossen wird, vor Erbringung der Dienstleistung bzw. vor Verpflichtung des Verbrauchers durch Vertrag/Vertragserklärung diesem zur Verfügung stellen. Um allfällige Probleme mit Sicherheit zu vermeiden, wäre eine nachweisliche Übergabe (zB Bestätigung) sinnvoll.
· Name: …

· Rechtsform: …
Anschrift der Niederlassung: …
[gegebenenfalls zusätzlich eine Geschäftsstelle, die von der Niederlassung abweicht, an die sich der Verbraucher wenden kann, gegebenenfalls bei Subaufträgen Name/Firma/Anschrift der Person, für die man tätig ist)]
· Telefon/E-Mail/Website: …
· Umsatzsteuer-Identifikationsnummer: …
· [Sofern vorhanden] Firmenbuchnummer, Firmenbuchgericht: …
· Genaue Berufsbezeichnung: ... 

Befugnisverleihung erfolgte in Österreich [oder gegebenenfalls anderen EWR Staat angeben]
· Zuständige Behörde zur Erteilung der Befugnis: 
Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort
1010 Wien, Stubenring 1 
www.bmwfw.gv.at 
· Zuständige Berufskammer: …
[Adresse und Kontaktdaten der regional zuständigen Länderkammer, in der Sie Mitglied sind, angeben]
· Versichert bei: …. [Namen und Kontaktdaten des Haftpflichtversicherers angeben]
Räumlicher Geltungsbereich der Haftpflichtversicherung: …
[Die beiden oben angeführten Punkte sind das Minimum, das an Information über die Versicherung jedenfalls angegeben werden muss -  ergänzende Informationen z.B. über Art, Umfang, Höhe der Versicherung wären sinnvoll – siehe auch Punkt 14 ZT-Mustervertrag]
· Berufsrechtliche Vorschriften: 

Bundesgesetz über Ziviltechniker (Ziviltechnikergesetz 1993 - ZTG) http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10012368 
· Standesregeln /Verhaltenskodices:


Österreichische Standesregeln für Ziviltechniker (in Deutsch)

http://www.arching.at/baik/upload/pdf/verordnungen/standesregeln_stand_10_2_2009.pdf 
[Ergänzend können für die jeweiligen Befugnisse Standesregeln auf europäischer Ebene angegeben werden, zB für IngenieurkonsulentInnen ECEC (European Council of Engineers‘ Chambers – link http://www.ecec.net/fileadmin/downloads/ECEC-Code-of-Conduct.pdf und http://www.ecec.net/fileadmin/pdf/FINAL-CodeofQuality-tsitoumis17122010.pdf   (EN); weiters gibt es auf europäischer Ebene spezifische  Codes für einzelne Berufsgruppen wie zB für Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen – diesbezüglich bitte einfach bei der Kammer rückfragen];
· Unabhängigkeit /Unparteilichkeit:… 

[Informieren Sie den Auftraggeber über allfällige Situationen (Partnerschaften etc), die Ihre Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit in Bezug auf die angefragte Dienstleistung beeinträchtigen könnte und über die Maßnahmen, die Sie ergriffen hat, um Interessenkonflikte zu vermeiden]
· Hauptmerkmale /wesentliche Eigenschaften der Dienstleistung: … 
[kurze Beschreibung Ihrer Dienstleistung]
· Preis: …

[Wenn Sie für gewisse Leistungen im vorhinein Preise festgelegt haben, sind diese anzugeben (Gesamtpreis einschließlich Steuern und Abgaben), wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, die Art seiner Berechnung (und Angabe von allfälligen anfallenden Zusatzkosten) bzw. auf Verlangen eine hinreichend ausführliche Kostenschätzung]
· AGB und wichtige Vertragsbedingungen: … 
[Sofern Sie allgemeine Geschäftsbedingungen (zB Muster-AGB für ZiviltechnikerInnenleistungen) verwenden, geben Sie diese bitte an, ebenso sonstige Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen sowie den Zeitraum innerhalb dessen die Leistung erbracht wird bzw. die Vertragslaufzeit; anzugeben sind auch (allfällige) Verpflichtungen des Verbrauchers]
Wichtiger Hinweis: Die AGB für den Zugang zu einer Dienstleistung dürfen keine auf der Staatsangehörigkeit oder dem Wohnsitz des Dienstleistungsempfängers beruhenden diskriminierenden Bestimmungen enthalten. 
· Gewährleistung/Garantien: 
Bei mangelhafter Leistung besteht ein Recht auf Gewährleistung 
gemäß § 932 und § 933 ABGB 
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Dokumentnummer=NOR40018130 
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Dokumentnummer=NOR40018131 

[zusätzlich gegebenenfalls auf eine gesetzlich nicht vorgeschriebene aber von Ihnen angebotene nachvertragliche Garantie verweisen]
· Streitbeilegung / Umgang mit Beschwerden
[Wenn Sie Klauseln über das auf den Vertrag anwendbare Recht und den Gerichtsstand  und Informationen über allfällige Regelungen/Vereinbarungen/Verpflichtungen betreffend Streitbeilegungsverfahren verwenden, sind diese anzugeben (zB Punkt XV. Muster-AGB für ZiviltechnikerInnenleistungen, Punkt 18 ZT-Mustervertrag ), gegebenenfalls auch ein allenfalls bei Ihnen vorgesehenes Verfahren bei Beschwerden]
Zusätzliche Informationspflichten 
gemäß § 4 Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz für Fälle, in denen ein Vertrag mit einem Verbraucher außerhalb von den Geschäftsräumen des Unternehmers geschlossen wird

· Hinweis auf Rücktrittsmöglichkeit: 
Rücktrittsmöglichkeit besteht gemäß § 11 (1) Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz innerhalb von 14 Tagen ab Vertragsabschluss ohne Angabe von Gründen durch Widerruf. Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebunden, sie muss innerhalb der Frist abgesendet werden. Etwaige bereits geleistete Zahlungen sind gemäß § 14 (1) unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von 14 Tagen dem Verbraucher zurückzuerstatten. Bei Beginn der Vertragserfüllung vor Ablauf der Rücktrittsfrist auf Verlangen des Verbrauchers ist gemäß § 16 vom Verbraucher ein dem vereinbarten Gesamtpreis entsprechender verhältnismäßiger Preis für die bis zum Rücktritt erbrachten Leistungen zu bezahlen.
[die anteilige Zahlungspflicht besteht nur, wenn die Informationspflicht bezüglich Hinweis auf Rücktrittsmöglichkeit, Bedingungen und Folgen wie oben erfüllt wurde, bei Nichterfüllung der Informationspflicht verlängert sich die Rücktrittsfrist um 12 Monate; bei Nachholen der Informationspflicht innerhalb von 12 Monaten endet die Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die Information erhält. Empfehlenswert ist, dem Verbraucher den Erhalt des Rücktritts zu bestätigen]
ACHTUNG: zu empfehlen ist hier die Verwendung des Textes des vom Gesetzgeber zur Verfügung gestellten Muster-Widerrufsformulars, weil damit die Erfüllung der Informationspflicht abgesichert ist: http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/BNR/BNR_00032/imfname_348477.pdf ]
Wichtige Hinweise zum Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz
§ 4 (4) regelt, dass die dem Verbraucher erteilten Informationen Vertragsbestandteil werden und Änderungen ausdrücklich vereinbart werden müssen.
§ 5 (1) und (2) regeln, dass die dem Verbraucher erteilten Informationen sowie eine Ausfertigung des Vertrags oder die Bestätigung des geschlossenen Vertrags bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen auf Papier, oder sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf einem anderen dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt werden müssen. 
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